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1 Einleitung 

Die Diskussion über die Reform der Grundsteuer und der damit verbundenen Einheits-
bewertung der Grundstücke wird seit nunmehr über 25 Jahren intensiv geführt. Erst durch 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom April 2018 und der dort formulierten 
Reformpflicht bis zum Ende des Jahres 2019 entstand der erforderliche politische Druck, 
sich auf ein Reformkonzept zu einigen. Das Umsetzungsproblem resultierte vorrangig 
daraus, dass die Grundsteuer zwar durch ein bundeseinheitliches Gesetz geregelt ist, bei 
den Gesetzgebungsinitiativen aber auch die Bundesländer mitentscheiden. Hierbei spielen 
sowohl unterschiedlich gelagerte Interessen auf Ebene der Länder mit ihren Städten und 
Gemeinden als auch Wirkungen einer Grundsteuerreform auf den Länderfinanzausgleich 
eine Rolle. Ein weiteres Problem war die Überalterung des bestehenden Systems, welches 
zwangsläufig zu erheblichen reformbedingten Umverteilungen zwischen den Ländern, den 
Kommunen und den Grundstückseigentümern führt. Auch wenn die Reform aufkommens-
neutral ausgestaltet wird, sind für die Gebäudeeigentümer, Länder und vor allem für die 
Städte und Gemeinden enorme Veränderungen bei der Steuerlast und den daraus gewon-
nenen Einnahmen zu erwarten, die den Kommunen im Jahr 2018 rund 14,2 Milliarden 
Euro einbrachten (Statistisches Bundesamt 2020). 

Das Bundesverfassungsgericht sah die veralteten Einheitswerte als nicht mehr verfas-
sungsgemäße Bemessungsgrundlage für die Grundsteuer an. Die konkrete Vorgabe laute-
te, dass bis Ende 2019 ein neues Grundsteuermodell beschlossen werden muss, welches 
dann bis spätestens Ende 2024 umgesetzt wird und in Kraft tritt. Das Finanzministerium 
brachte infolge dessen Ende 2018 zwei Reformmodelle in die Diskussion mit den Ländern 
ein. Die Arbeitspapiere des Finanzministeriums enthielten ein wertabhängiges und ein 
wertunabhängiges Modell. Das wertabhängige Modell (WAM) ist vor allem eine Aktualisie-
rung der bisherigen Grundsteuerbewertungssystematik. Weiterhin wird die Gebäude-
bewertung in der Regel mit dem sogenannten Ertragswertverfahren erfolgen. Der Wert 
des Gebäudes bemisst sich dann an Miete, Wohnfläche, Baujahr, Grundstücksfläche und 
Bodenrichtwert. Das wertunabhängige Modell (WUM) entspricht der sogenannten Flä-
chensteuer oder dem ehemaligen Südmodell, das beispielsweise Bayern seit Jahren for-
dert. Die Idee: Alle Immobilien werden allein nach Grundstücks- und Gebäudefläche be-
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steuert, unabhängig vom Wert von Grund und Boden und der sich auf dem Grundstück 
befindenden Gebäude.  

Nach intensiven politischen Debatten über die Ausgestaltung des wertabhängigen Modells 
wurde dieses Konzept mit einer Reihe von Änderungen im Oktober 2019 vom Bundestag 
und im November 2019 vom Bundesrat beschlossen (GrStRefG 2019). Der Kompromiss 
sieht jedoch eine Öffnungsklausel für die Länder vor, nach der jedes Land in den nächsten 
Jahren selbst entscheiden kann, wie es die Grundsteuer berechnen möchte. Hierfür wur-
den die Artikel 72, 105 und 125b des Grundgesetzes geändert, die den Ländern eine um-
fassende abweichende Regelungskompetenz eröffnen. Neben Bayern, welches das wert-
unabhängige Modell beschließen wird, sind auch in den anderen Bundesländern seither 
Diskussionen darüber entstanden, ob man sich ab dem 1. Januar 2025 dem Bundesmodell 
anschließt oder hiervon abweicht. Besonders intensiv wird in Baden-Württemberg über die 
Einführung eines Bodenwertmodells diskutiert, bei der allein Grund und Boden und nicht 
die sich darauf befindenden Gebäude besteuert werden. Der Verwaltungsaufwand wäre 
bei diesem Modell deutlich überschaubarbarer, da die aufwendige Gebäudebewertung 
wegfällt. Mithilfe von Bodenrichtwerten lässt sich der Bodenwert bereits heute nahezu 
flächendeckend bestimmen. Zudem würden Eigentümer, die in ihr Grundstück investieren, 
nicht mehr durch eine höhere Grundsteuerbelastung bestraft.  

Im Folgenden werden die Vor- und Nachteile sowie die Wirkungen der drei genannten 
Reformmodelle diskutiert. Teile des Beitrags basieren auf der Veröffentlichung von HEN-
GER/SCHAEFER (2015). Die Ausführungen wurden an den mittlerweile auf Bundesebene 
abgeschlossenen Reformprozess angepasst. Zudem wurde das Simulationsmodell aktua-
lisiert und mit dem beschlossenen wertabhängigen Modell ergänzt.  

2 Aktuelle Grundsteuer und diskutierte Reformmodelle 

2.1 Aktuelle Grundsteuer und ihr Reformbedarf 

Die Grundsteuer besteuert das Eigentum an Grundstücken und stellt daher eine Substanz-
steuer dar. Als Realsteuer (d. h. Objekt- oder Sachsteuer) knüpft die Grundsteuer am 
Besteuerungsobjekt an und lässt persönliche Verhältnisse des Steuerschuldners außen 
vor. Gesetzliche Grundlage ist das Grundsteuergesetz (GrStG). Die Bemessungsgrundlage 
ist der Wert des Grundstücks, also der Bodenwert zuzüglich des Gebäudewerts, sofern ein 
solches errichtet worden ist. In seiner aktuellen Ausgestaltung wird die Grundsteuer über 
die beiden Arten „Grundsteuer A“ auf Betriebe der Land- und Forstwirtschaft sowie 
„Grundsteuer B“ auf sonstige privat und gewerblich genutztes Grundvermögen erhoben. 
Nach Art. 106 Abs. 6 Grundgesetz fließen die Einnahmen vollständig an die Kommunen. 
Für die Städte und Gemeinden stellt die Grundsteuer eine äußerst wichtige und verläss-
liche Einnahmequelle der Kommunen dar. Der Anteil der Grundsteuer an den kommunalen 
Einnahmen beträgt 14,6 Prozent und an den gesamten Steuereinnahmen 1,2 Prozent 
(CLAUS/NEHLS/SCHEFFLER 2016). Die durchschnittliche Belastung der rund 35 Mio. Grund-
stücke beträgt ca. 400 Euro pro Jahr (HENGER/SCHAEFER 2015). Die Berechnung der 
Grundsteuer erfolgt nach dem Grundsteuergesetz in drei Schritten mit folgenden Para-
metern (GrStG): 
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Einheitswert x Steuermesszahl x Hebesatz 

Der Einheitswert wird von den Finanzämtern nach dem Bewertungsgesetz ermittelt. Die 
Einheitswerte basieren auf Werten der Jahre 1935 (Ost) und 1964 (West) und entspre-
chen im Durchschnitt nur ca. 6 bis 20 Prozent des realen Grundstückswerts (HENGER/ 
SCHAEFER 2015). Je nach Gebäudetyp, Gebäudealter und Lage existieren jedoch sehr 
große Unterschiede zwischen den realen Verkehrs- und den Einheitswerten. Zudem beste-
hen methodische Unterschiede zwischen West (Ertragswertverfahren) und Ost (Sachwert-
verfahren), die die bestehenden Verwerfungen noch weiter verstärken. 

Die drei Schritte der Berechnung sollen bei allen diskutierten Reformoptionen erhalten 
bleiben. Auch sollen die Kommunen den Hebesatz nach Artikel 106 Grundgesetz weiterhin 
selbst bestimmen dürfen, um die Verhältnisse vor Ort berücksichtigen zu können. Da jede 
Reform für einzelne Grundstücke zu erheblichen Veränderungen der Belastungen führen 
wird, besteht zudem weitgehende Einigkeit darüber, eine Reform zunächst aufkommens-
neutral zu gestalten, so dass sich die durchschnittlichen Grundsteuerzahlungen für die 
35,2 Mio. Grundstücke mit rund 350 Euro pro Jahr wenig verändern. Hierüber entscheiden 
aber letztendlich immer die Kommunen durch die Festsetzung der Hebesätze (HENGER/ 
SCHAEFER 2015).  

In vielen vorrangig angelsächsischen Staaten ist die Grundsteuer jedoch höher als in 
Deutschland. Während in Deutschland das Grundsteueraufkommen nur 0,4 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts beträgt, liegt der Anteil in Frankreich oder den USA über 2,5 Pro-
zent und im Vereinigten Königreich oder Kanada über 3,0 Prozent (OECD 2020). Um 
Lenkungswirkungen zu erzielen, könnte die Grundsteuer in Deutschland perspektivisch 
angehoben und im Gegenzug beispielsweise die Grunderwerbsteuer gesenkt werden, von 
der eine Reihe von Fehlanreizen ausgeht (HENTZE/VOIGTLÄNDER 2017).  

2.2 Wertabhängiges Modell (WAM) 

Das wertabhängige Modell bewertet die Grundstücke anhand des Werts für Grund und 
Boden und der aufstehenden Gebäude. Der Wert für Grund und Boden erfolgt anhand der 
Bodenrichtwerte, die nach § 193 BauGB von den Gutachterausschüssen für Grundstücks-
werte erhoben werden und mittlerweile in allen Bundesländern nahezu flächendeckend 
vorliegen. Bei der Bestimmung der Bodenwerte wird der durchschnittliche Lagewert des 
Bodens für Grundstücke mit den gleichen Nutzungs- und Wertverhältnissen einer soge-
nannten Bodenrichtwertzone herangezogen. Die Bodenwerte können hierbei aus den 
meist öffentlich zugänglichen Bodenrichtwertkarten entnommen werden. Abweichungen 
einzelner Grundstücke von den Eigenschaften in der Richtwertzone sollten aus verfahrens-
technischer Sicht nur in Ausnahmefällen Berücksichtigung finden (NEHLS/SCHEFFLER 2015).  

Für Wohngrundstücke wird ein vereinfachtes Ertragswertverfahren herangezogen. Zentra-
le Größe ist hierbei die aus dem Mikrozensus des Statistisches Bundesamts abgeleitete 
durchschnittliche Nettokaltmiete. Bei dieser Miete wird in jedem Bundesland nach drei 
Grundstücksarten, drei Wohnflächengruppen und fünf Baujahresgruppen sowie sechs 
Mietniveauunterschieden zwischen den Gemeinden eines Landes differenziert. Viele der 
Bewertungsparameter wie beispielsweise die Bewirtschaftungskosten finden normiert 
Anwendung. Für Nichtwohngrundstücke dient hingegen ein vereinfachtes Sachwertver-
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fahren zu Bewertung. Hierbei werden unter anderem typisierte Marktanpassungsfaktoren 
herangezogen.  

Das Modell ist insgesamt sehr aufwendig. Fraglich ist, ob dieses grundsteuerliche Bewer-
tungsverfahren der Forderung des Bundesverfassungsgerichts nach einer in ihrer Relation 
realitätsgerechten Bewertung entspricht (LÖHR 2019). Bei der Miete werden durchschnitt-
liche Werte herangezogen, die nach Gebäudegröße und Alter differenziert sind, jedoch 
nicht nach der Ausstattung und Qualität. Dies führt unter anderem dazu, dass Menschen 
in Großstädten, die in schlechteren Wohnungen mit einer dann in der Regel niedrigeren 
Miete leben, stärker belastet werden als Mieter in besseren Wohnungen. Beim Gebäude-
alter wird auf das tatsächliche Baujahr abgestellt. Modernisierungen bleiben außen vor, 
wodurch Altbauten, die häufig einen hohen Wert und eine hohe Qualität haben, weniger 
belastet werden. 

2.3 Wertunabhängiges Modell (WUM, Flächenmodell) 

Beim wertunabhängigen Modell werden Wertrelationen ausklammert und nur die Grund-
stücks- und Gebäudefläche berücksichtigt (sog. Flächenmodell). Das Konzept wurde im 
Jahr 2010 von einer Gruppe südlicher Bundesländer ausgearbeitet (Arbeitsgruppe der 
Länder Baden-Württemberg, Bayern und Hessen 2010). Durch Regierungswechsel in 
Baden-Württemberg und Hessen strebte in den letzten Jahren nur noch Bayern dieses 
Modell an. Das Finanzministerium brachte es daher Ende 2018 in die Diskussion mit den 
Ländern mit ein. 

Von den Befürwortern wird es auch Äquivalenzmodell genannt, da es anstrebt, die ge-
meindlichen Leistungen für die Bereitstellung von Infrastruktur angemessen zu berück-
sichtigen. Ziel des Modells ist jedoch hauptsächlich eine substanzielle Vereinfachung des 
Steuerverfahrens und der Abbau des Bürokratieaufwands durch ein stark pauschalisiertes 
Bewertungsverfahren. Die zur Bewertung erforderlichen Flächenmerkmale der Grund-
stücke können aus den Grundbüchern entnommen werden. Als Gebäudefläche wird die 
Brutto-Grundfläche herangezogen, die in einem vereinfachten Verfahren nach den im 
Amtlichen Liegenschaftskataster ALKIS vorliegenden Informationen über die Gebäude-
höhe, automatisiert erhoben werden soll. Für die Belastung der Gebäude werden so ge-
nannte Äquivalenzzahlen verwendet, die hinsichtlich der Nutzung zwischen 20 Cent/m² 
für Wohnen bzw. 40 Cent/m² für Nichtwohnen differenzieren. Die Grundstücksflächen 
sollen mit 2 Cent/m² angesetzt werden. Umstritten ist, ob dieser sehr einfache Ansatz mit 
willkürlich angesetzten Äquivalenzzahlen verfassungskonform ist (HEY 2019). 

2.4 Bodenwertmodell (BWM) 

Das Bodenwertmodell bezieht sich allein auf den Wert des Grundstücks und lässt die 
Größe sowie den Wert der aufstehenden Gebäude außen vor (Initiative „Grundsteuer: 
Zeitgemäß!“ 2020). Ein Grundstück wird demnach unabhängig davon bewertet, ob es 
bebaut ist oder nicht. Das Ziel des Bodenwertmodells besteht im Wesentlichen – neben 
einer deutlichen Vereinfachung des Verfahrens – darin, auf eine effiziente Grundstücks-
nutzung hinzuwirken, baureife Grundstücke zu einer Bebauung zu mobilisieren und In-
vestitionen in den Gebäudebestand nicht zu belasten. Eine Bodenwertsteuer (Land Value 
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Taxation) unterscheidet klar zwischen Grund und Boden und den aufstehenden Gebäu-
den, da der Wert des Grund und Bodens wesentlich durch die Erschließungs- und Infra-
strukturleistungen der öffentlichen Hände geprägt ist, während der Wert der aufstehen-
den Gebäude von den Investitionsentscheidungen des Eigentümers (der Eigentümer) ab-
hängt. Bei einer effizienten Planung und einem vollständig unelastischen Bodenangebot 
werden Investitionsentscheidungen nicht verzerrt, so dass die Steuer aus ökonomischer 
Sicht effizient ist (DYE/ENGLAND 2009). Auch wenn diese Annahmen nicht vollständig in der 
Realität anzutreffen sind, verspricht die Besteuerung von Grund und Boden ohne aufste-
hende Gebäude große Effizienzvorteile, zumal dann auch der Verwaltungsaufwand für die 
Erhebung von Gebäudekennziffern vollständig wegfällt. Einzelheiten finden sich unter 
anderem in Untersuchungen von HENGER/SCHAEFER (2015) oder LÖHR (2019). Der Boden-
richtwert soll nur mit 80 Prozent angesetzt werden, um die Gefahr einer möglichen Über-
bewertung des Grundstücks zu minimieren, was zu juristischen Auseinandersetzungen 
führen würde.  

Eine Bodenwertsteuer könnte auch dahingehend angepasst werden, indem die Fläche ein 
stärkeres Gewicht bekommt. Bei diesem sogenannten Difu-Modell (Deutsches Institut für 
Urbanistik), werden wert- und flächenbasierte Verfahren kombiniert angewendet und die 
Grundstücksfläche zum Teil nach Marktpreisen und zum Teil pauschal angesetzt. (LEHM-
BROCK/COULMAS 2001). Durch die stärker wertunabhängige Berücksichtigung der Fläche 
eines Grundstücks, kann man die Lenkungswirkungen im Vergleich zum reinen Boden-
steuermodell erhöhen. Gleichzeitig hat das Modell das Potenzial – speziell im Vergleich 
zum reinen Bodensteuermodell –, politisch unerwünschte starke Belastungen großer 
Grundstücke in besseren Lagen zu vermeiden.  

3 Politökonomische Bewertung der Modelle 

Alle Modelle haben gewisse Vor- und Nachteile, die bereits in einer Vielzahl von Beiträgen 
ausgiebig diskutiert wurden (LEHMBROCK/COULMAS 2001; NEHLS/SCHEFFLER 2015, HENGER/ 
SCHAEFER 2018; ifo Institut 2019; ZIMMERMANN 2019). Die zentralen Argumentationssträn-
ge werden im Folgenden kurz beschrieben.  

¾ Verwaltungsaufwand 

Das erste wichtige Kriterium zur Beurteilung einer Steuer ist der Verwaltungsauf-
wand, der mit der Erhebung und Festsetzung einhergeht. Den größten bürokrati-
schen Aufwand verursacht das wertabhängige Modell, da dann für alle Grundstücke 
bei der alle sieben Jahre vorgesehenen Hauptfeststellung (§ 221, Abs. 1 BewG) eine 
regelmäßige Marktbewertung durchgeführt werden müsste. Da das wertunabhängige 
Modell neben Grundstücksdaten auch das Gebäude als Bemessungsgrundlage heran-
zieht, ist dieses Verfahren aufwendiger als eine reine Bodenwertbesteuerung, da hier 
auf die Ermittlung von Gebäudedaten und -werten verzichtet wird. Die Feststellung 
der Flächen der Grundstücke in Quadratmeter liegt vollständig in allen Bundeslän-
dern vor. Auch die Bodenrichtwerte sind mittlerweile nahezu vollständig und flächen-
deckend verfügbar, da die Bodenrichtwerte immer genauer und in einem Turnus von 
mindestens zwei Jahren von den Gutachterausschüssen festgelegt werden. Auch 
wenn heute noch – je nach Bundesland – erhebliche qualitative Unterschiede bei den 
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Bodenrichtwertkarten bestehen, erscheint es insbesondere durch die in den letzten 
Jahren erheblichen Verbesserungen möglich, zum Zeitpunkt des Inkrafttretens einer 
Grundsteuerreform, die vom Bundesverfassungsgericht geforderte Streubreite von 
+/-20 Prozent der Verkehrswerte zu erreichen.  

¾ Effizienz 

Das zweite Kriterium fragt nach den allokativen Verzerrungen, die eine Besteuerung 
auslöst. Diese resultieren daraus, dass Grundstückseigentümer bei einer Besteue-
rung des Grundeigentums ihre Nutzungs- und Bebauungsentscheidung verändern. 
Dieser ökonomisch sehr wichtige Gesichtspunkt enthält mehrere Teilaspekte. Der 
erste Aspekt betrifft die Belastung von Bestandsinvestitionen. Eine Steuer ist immer 
dann verzerrend, wenn die relativen Preise zwischen Nicht-Bebauung, geringfügiger 
Bebauung und intensiver Bebauung verändert werden. Werden aufstehende Gebäu-
de nach Größe oder Wert bei der Besteuerung berücksichtigt, führen Investitionen, 
welche die Bemessungsgrundlage anheben, zu stärkeren Belastungen. Eine Bemes-
sung der Grundsteuer im Verbund aus Grund und Boden sowie den aufstehenden 
Gebäuden belasten somit Realinvestitionen in den Gebäudebestand. Eine Besteue-
rung von Gebäuden wirkt wie eine Sondersteuer auf Investitionen und führt zu 
allokativen Verzerrungen sowie zu einer suboptimalen Nutzung des Grundstücks. Die 
steuerlichen Zusatzlasten dürften bei einer wertbasierten Berücksichtigung des Ge-
bäudes größer sein als bei einer pauschalen Berücksichtigung nach Gebäudefläche, 
da dann nicht nur Ausbauinvestitionen, sondern auch Instandhaltungsmaßnahmen 
zu einer höheren Steuerlast führen. Dieser Aspekt ist gerade vor dem Hintergrund 
der klimapolitischen Ziele für den Gebäudebestand von großer Bedeutung. Auch ist 
zu erwarten, dass Immobilieninvestoren bei einer verbundenen Steuer insgesamt ihr 
Wohnraumangebot verringern, was gerade in angespannten Mietmärkten – wie der-
zeit in einigen Großstädten zu beobachten – einkommensschwache Haushalte belas-
tet. Die beiden Bodensteuermodelle sind aus diesen Aspekten vorzugswürdig, da es 
Grundstücke mit hohem Bodenwertanteil verteuert.  

Allokative Aspekte betreffen aber auch die Frage, ob eine Steuer in der Lage ist, 
schlecht genutzte Flächen hinsichtlich einer höheren Nutzung zu mobilisieren. Dabei 
sollte das Ziel einer Steuer nicht sein, grundsätzlich hochintensive Nutzungen zu 
fördern. Vielmehr ist es wichtig, dass derzeit bestehende Anreize zur Hortung von 
unbebauten Flächen beseitigt werden und die Steuer möglichst allokationsneutral 
wirkt. Die Hortung ist heute vielerorts zu beobachten, da für Eigentümer das Halten 
von Baulücken oder stiller Flächenreserven nahezu steuerfrei möglich ist und nur 
Opportunitätskosten anfallen. In Deutschland besteht auch aus diesem Grund ein 
großes Innenentwicklungspotenzial an Flächen (ca. 7 % der Gebäude und Freifläche; 
BBSR 2013). Flächen, die nicht effizient genutzt werden, beziehen sich zum einen 
auf eine Aktivierung unbebauter baureifer Grundstücke und zum anderen auf Brach-
flächen, die wieder in den Flächenkreislauf integriert werden sollten. Das wertunab-
hängige Modell führt für unbebaute Grundstücke zu den geringsten Veränderungen 
im Vergleich zum Satus Quo, da ein Quadratmeter Grundstücksfläche nur sehr ge-
ring mit 2 Cent angesetzt wird (NEHLS/SCHEFFLER 2015). Sowohl das wertabhängige 
Modell als auch das Bodenwertmodell berücksichtigen den Bodenrichtwert als Be-
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messungsgrundlage. Die hieraus resultierende stärkere Besteuerung unbebauter 
Grundstücke regt die Eigentümer dazu an, das Nutzungspotenzial der Flächen besser 
auszuschöpfen. Am besten lassen sich die Bodenmärkte durch ein Bodensteuer-
modell aktivieren, da dort die Gebäudewerte als auch die tatsächliche Intensität der 
Bodennutzung bei der Bemessung der Grundsteuer vollkommen unberücksichtigt 
bleiben. 

Um den Kommunen die Möglichkeit zu geben, die Bebauung baureifer Grundstücke 
anzuregen, wurde 2019 im Rahmen der Grundsteuerreform auch die Grundsteuer C 
(„Baulandsteuer“) beschlossen (Gesetz zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur 
Mobilisierung von baureifen Grundstücken für die Bebauung). Bei allen Ansätzen, in 
denen sowohl Grund und Boden als auch die Gebäude „verbunden“ besteuert wer-
den, kann diese Option tatsächlich helfen, Bauland zu mobilisieren (HENGER 2018). 
Ist die Besteuerung der Gebäude im Vergleich zum Grund und Boden hoch, dann ist 
die Hortung von Baulücken und stiller Flächenreserven mit einer geringen Steuerlast 
verbunden. Eine Baulandsteuer führt jedoch zu einem erhöhten Aufwand für die Ver-
waltungen, die feststellen müssen, ob ein Grundstück baureif und unbebaut ist.  

¾ Kostenmäßige Äquivalenz 

Das Äquivalenzprinzip besagt, dass sich die Steuerbelastung an den Leistungen 
orientieren soll, welche die öffentliche Hand für das zu besteuernde Objekt bereit-
stellt. Auch wenn gerade die Grundsteuer häufig mit den gemeindlichen Leistungen 
begründet wird, wird das Äquivalenzprinzip in der Literatur nur als ein schwaches 
Argument akzeptiert, da bei eindeutiger Zuordnung der Gemeindeleistung auf die 
Nutzer, die Leistungen in der Regel über Beiträge oder Gebühren abgegolten werden 
(SCHULEMANN 2011). Möchte man dennoch eine Steuer nach der Äquivalenz der 
öffentlichen Leistungen begründen (und ausgestalten) ist dasjenige Modell vorzugs-
würdig, welches die mit einem Grundstück in Verbindung stehenden Infrastruktur-
kosten (z. B. Straßen, Wasser, Strom und Abwasser) am besten reflektiert. Hier stellt 
sich die Frage nach der Bemessungsgrundlage, die einer vermeintlichen Äquivalenz 
der Gemeindeleistungen am nächsten kommt. Da der Wert eines aufstehenden Ge-
bäudes fast vollständig von der Investitionsentscheidung des Eigentümers abhängt, 
scheidet dieser als Kriterium aus. Der Wert von Grund und Boden wird dagegen 
durch Erschließung- und Infrastrukturleistungen der öffentlichen Hände wesentlich 
geprägt und sollte in jedem Fall berücksichtigt werden (LEMMER 2004). Der Zusam-
menhang zwischen Infrastrukturleistungen lässt sich daher kaum mit einer wert-
unabhängigen Bemessungsgrundlage herstellen, auch wenn das von den Anhängern 
des wertunabhängigen Modells behauptet wird.  

¾ Fiskalische Äquivalenz 

Fiskalische (oder auch regionale) Äquivalenz bedeutet, dass alle Bewohner und Nutz-
nießer in einer Gebietskörperschaft auch vollständig für die Bereitstellung öffentlicher 
Güter bezahlen. Demnach sollte eine Steuer zum einen berücksichtigen, wie Investi-
tionen in öffentliche Güter die Grundstückswerte beeinflussen und zum anderen, wie 
ein Zuzug von einer Person oder einem Unternehmen die öffentlichen Haushalte 
direkt und indirekt belastet (BMF 2010; LÖHR 2012). Beide Aspekte verlangen eine 
wertbasierte Bemessungsgrundlage, so dass alle indirekten Kosten einer Flächennut-
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zung – die sogenannten Grenzballungskosten eines Haushalts oder Unternehmens – 
verursachergerecht besteuert werden. Da der Verursacher der Kosten und damit der 
Nutzer von Grundstücken belastet werden sollte, verlangt der Wissenschaftliche 
Beirat des Bundesfinanzministeriums, dass die Steuer langfristig auch auf die Mieter 
überwälzbar sein muss, was gerade in Deutschland mit hohem Mietwohnungsanteil 
von über 50 Prozent einer großen Bedeutung zukommt. Aktuell wird die Grundsteuer 
bei vermieteten Grundstücken in der Regel vollständig von den Mietern bezahlt, da 
die Grundsteuer zu den umlagefähigen Nebenkosten gehört (§ 556 Abs. 1 BGB in 
Verbindung mit § 2 Betriebskostenverordnung). Die Argumentation, dass der Mieter 
die Grundsteuerlast aus allokationseffizienten Erwägungen heraus vollständig tragen 
soll, greift jedoch zu kurz, da nicht nur ein Mieter von der Höhe der öffentlichen Leis-
tungen profitiert, sondern auch der Grundstückseigentümer bzw. Vermieter über den 
Mietzins (Ausführungen in RICHTER/HECKMANN 2011). Dies bedeutet, dass auch der 
Vermieter durch die Grundsteuer belastet werden darf und sollte. Darüber hinaus ist 
zu fragen, ob die häufig angeführte Nicht-Überwälzbarkeit der Kosten auf die Mieter 
bei einer reinen Bodenbesteuerung tatsächlich zutrifft (BMF 2010). Hierbei wird auf 
das vollkommen unelastische Angebot von Grund und Boden abgestellt. Bei dieser 
standard-theoretischen Argumentation werden jedoch zwei sehr relevante Aspekte 
übersehen. Erstens ist nur das Gesamtangebot der Bodenflächen völlig unelastisch, 
jedoch nicht das Angebot einzelner Teilnutzungen. Das heißt nichts anderes, als das 
z. B. das Angebot von Wohnungsbaugebieten langfristig sehr wohl ausgeweitet oder 
reduziert werden kann. Zweitens ist auch die Nachfrage nach einzelnen Teilnutzun-
gen bei hoher Präferenz für einen Standort sehr unelastisch. Dies ist beispielsweise 
aktuell in den angespannten Wohnungsmärkten in mehreren Ballungszentren zu 
beobachten. Beide Effekte zusammen bedeuten, dass ein nicht unerheblicher Teil 
einer Bodensteuer auch von den Mietern getragen werden dürfte, auch wenn der 
Anteil sicherlich geringer sein wird, als wenn die Gebäude eines Grundstücks mit 
einbezogen werden (ZODROW 2001). Bei der Debatte über die Grundsteuerreform 
war die Überwälzbarkeit der Grundsteuer ein Nebenthema, auch weil klar ist, dass 
sich der Steuerzahler immer vom Steuerträger unterscheidet. So startete beispiels-
weise das Land Berlin im September 2019 eine Bundesratsinitiative zur Abschaffung 
der Umlagefähigkeit. Trotzdem ist davon auszugehen, dass die gesetzliche Bestim-
mung durchaus Einfluss auf den Steuerlastträger haben wird. Da sowohl Vermieter 
als auch Mieter von öffentlichen Leistungen profitieren, erscheint eine hälftige Um-
lagefähigkeit angemessen.  

¾ Gerechtigkeit / Akzeptanz 

Der hier verwendete Gerechtigkeitsbegriff bezieht sich auf den Gleichheitssatz des 
Grundgesetzes, der eine gleichmäßige Besteuerung von Steuergegenständen ver-
langt. Demnach sollte die Bemessungsgrundlage einer Grundsteuer wertorientiert 
sein. Das wertunabhängige Modell reflektiert diesen Aspekt am wenigsten, da in 
einer Kommune hochpreisige Grundstücke gleich stark belastet werden wie günstige 
Grundstücke. Aus einem anderen Blickwinkel betrachten dies KALKUHL et al. (2018) 
und argumentieren, dass aus den unterschiedlichen und in den letzten Jahren stark 
gestiegenen Bodenpreisen bislang kaum erforschte Verteilungseffekte hervorgehen, 
von denen Grundstückseigentümer leistungslos profitieren. Das Grundsteuersystem 



49 

sollte sich daher verstärkt an der Rentenabschöpfung ausrichten, was am besten mit 
einer Bodenwertsteuer erreicht werden kann.  

4 Simulations- und Wirkungsanalyse 

Ein für die Akzeptanz einer Reform zentraler Aspekt ist die Frage, wie sehr sich die Belas-
tung für die Grundstückseigentümer durch die Reform verschiebt. Wie in der Einleitung 
ausgeführt, werden alle Reformmodelle je nach Lage eines Grundstücks zu unterschied-
lichen Steueranpassungen führen. Das liegt naturgemäß an den veralteten Einheitswer-
ten, die heute für Grundstücke mit ähnlichen Charakteristika sehr stark streuen.  

4.1 Simulationsmodell: Annahmen und Vorgehen 

Die in diesem Beitrag dargestellten Berechnungen basieren auf dem aktualisierten Simu-
lationsmodell von HENGER/SCHAEFER (2015). Das Simulationsmodell kombiniert verschiede-
ne Daten aus unterschiedlichen Quellen und ermöglicht sowohl eine Schätzung der aktu-
ellen Einheitswerte pro Gebäudetyp in jeder Kommune sowie eine Schätzung der Grund-
stücksbewertung innerhalb der alternativen Reformmodelle. Die Simulation erfolgt auf 
Ebene der rund 11 000 Städte und Gemeinden in Deutschland. Das Modell nutzt verschie-
dene Datenquellen und ergänzt diese mit Informationen aus eigenen Befragungen von 
Finanzämtern.  

Das Simulationsmodell ermöglicht Auswertungen auf Länderebene, auf Ebene der Kom-
munen, und auf Ebene der Gebäudeeigentümer. Im Folgenden werden die Auswirkungen 
auf die Eigentümer fokussiert. Da die Reformmodelle die aggregierte Finanzkraft der Län-
der haben, stellten sie lange das zentrale Hemmnis bei der Einigung auf ein bestimmtes 
Modell dar. Auch aktuell wird noch über die Berücksichtigung der Grundsteuer im Länder-
finanzausgleich diskutiert. Insbesondere soll vermieden werden, dass abweichende Bun-
desländer für die Berechnung des Finanzausgleichs doppelten Aufwand betreiben müssen 
und neben der von ihnen gewählten Bemessungsgrundlage auch die bundesweite wertab-
hängige Bemessungsgrundlage erheben müssen (FUEST 2019).  

Die Auswirkungen der Reformmodelle auf die Kommunalfinanzen werden sehr stark davon 
abhängen, wie die einzelnen Städte und Gemeinden im neuen System ihre Hebesätze neu 
justieren. Hierdurch haben die Kommunen die Möglichkeit, flexibel auf ein neues Reform-
modell zu reagieren und auch nach der Reform das gleiche Steueraufkommen aus der 
Grundsteuer zu erzielen. Bei den Simulationen in HENGER/SCHAEFER (2015) zeigt sich, dass 
die Spreizung der Hebesätze zwischen ländlichen und städtischen Kommunen beim wert-
unabhängigen Modell am größten und beim Bodensteuermodell am niedrigsten sein wird. 

4.2 Reformeffekte für die Grundstückseigentümer  

Die im Folgenden dargestellten Ergebnisse auf Kommunal- und Eigentümerebene resul-
tieren aus der Annahme, dass die einzelnen Kommunen ihren Hebesatz so verändern, 
dass sich ihr Grundsteueraufkommen nicht verändert. Das ist eine plausible Erwartung, 
auch wenn die Kommunen bei der Festlegung ihrer Hebesätze nicht vollständig ohne 
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Restriktionen agieren können. Andere Ansätze wie beispielsweise konstante Hebesätze 
erscheinen jedoch realitätsfern (ifo 2018). 

Die vorgestellten Simulationsergebnisse stellen Durchschnittswerte dar, die nach verschie-
denen Grundstücksarten und Gemeindegrößenklassen differenziert sind. Aufgrund der 
aktuellen veralteten Bewertung der Grundstücke, werden die Veränderungen durch den 
Systemwechsel in Einzelfällen sehr unterschiedlich sein. Dies gilt unabhängig vom Reform-
modell, ist aber für die Beurteilung der Ergebnisse wichtig.  

Abbildung 1 zeigt die Reformeffekte auf Einfamilienhausgrundstücke. Aktuell zahlt ein 
Eigentümer für ein Einfamilienhausgrundstück im Durchschnitt 388 Euro Grundsteuer pro 
Jahr – in Großstädten mit mehr als 100 000 Einwohnern 577 Euro. Alle Reformmodelle 
führen im bundesweiten Durchschnitt bei Einfamilienhäusern nur zu geringfügigen Verän-
derungen. In Großstädten sinken allerdings die Belastungen beim wertunabhängigen 
Modell um 67 Euro. Beim Bodenwertmodell ist hingegen in Großstädten mit einer spür-
baren Mehrbelastung für Einfamilienhäuser von 195 Euro pro Jahr zu rechnen (Anstieg auf 
876 Euro, +29 %). Dazu tragen teure Wohnlagen maßgeblich bei. 

Abb. 1: Reformeffekte auf Einfamilienhausgrundstücke 
bei aufkommensneutralen Hebesätzen, Veränderungen gegenüber aktuell, in Euro/Jahr;  
aktuelle Besteuerung: Gesamt: 388 €; Großstädte: 681 € 

 

Quelle: eigene Darstellung 

Für eine Wohnung in einem Mehrfamilienhaus werden heute im Durchschnitt 223 Euro 
bezahlt – in Großstädten aufgrund der hochpreisigen Lagen mit 286 Euro rund ein Viertel 
mehr (Abb. 2). Dieser Wert würde sich bei einer Umsetzung des wertunabhängigen Mo-
dells geringfügig erhöhen. Deutlich weniger müssten dagegen die Eigentümer von einer 
Wohnung in einem Mehrfamilienhaus bei einer reinen Bodenbesteuerung bezahlen, da 
diese Modelle eine effiziente Grundstücksnutzung honorieren. Die Entlastungen belaufen 
sich auf 83 Euro im Bundesdurchschnitt und rund 95 Euro in den Großstädten. 

Die geringere Besteuerung des Geschosswohnungsbaus bei den Bodensteuermodellen 
wird zu Entlastungen auf Seiten der Mieter führen, da dort die Selbstnutzerquote sehr 
gering ist und die Grundsteuer in der Regel vollständig von den Mietern getragen wird 
(Kap. 3).  
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Abb. 2: Reformeffekte auf Mehrfamilienhausgrundstücke 
bei aufkommensneutralen Hebesätzen, je Wohnung; aktuelle Besteuerung: Gesamt: 223 €; Großstädte: 286 € 

 

Quelle: eigene Darstellung 

Für unbebaute Grundstücke müssen die Eigentümer heute im Durchschnitt nur eine sehr 
geringe Grundsteuer in Höhe von 99 Euro pro Jahr bezahlen – in den Großstädten sind es 
348 Euro pro Jahr (Abb. 3). Das wertunabhängige Modell würde unbebaute Grundstücke 
insbesondere in den Großstädten entlasten. Hierdurch würde die bestehende fehlerhafte 
Anreizstruktur für die Grundstückseigentümer zu einer (Nicht-)Bebauung weiter verstärkt. 
Das wertabhängige Modell würde die Höhe der Grundsteuer für Eigentümer unbebauter 
Grundstücke in den Großstädten ungefähr verdoppeln. Das Bodenwertmodell würde zu 
noch stärkeren Veränderungen führen: Im Bundesdurchschnitt stiege die Grundsteuerlast 
von 99 auf 452 Euro im Jahr, in den Großstädten von heute 348 Euro auf über 1 000 
Euro. Dies wäre ein klares Signal an die Eigentümer, Grundstücke nicht ungenutzt zu las-
sen, so dass von einer gewissen Mobilisierung dieser Flächen ausgegangen werden kann. 
Die drei in der Fachministerkonferenz bislang diskutierten Modelle würden dagegen die 
unbebauten Grundstücke weiter entlasten.  

Abb. 3: Reformeffekte auf unbebaute Grundstücke 
bei aufkommensneutralen Hebesätzen; aktuelle Besteuerung: Gesamt: 99 €; Großstädte: 348 € 

 

Quelle: eigene Darstellung 
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Das Simulationsmodell kann aufgrund der schwachen Datenlage die rund 1,5 Mio. Ge-
schäftsgrundstücke nicht als einzelne Grundstücksart abbilden. Es können daher an dieser 
Stelle nur qualitative Aussagen getroffen werden. Das wertunabhängige Modell dürfte in 
der Grundtendenz eher zu Mehrbelastungen für Geschäftsgrundstücke führen, da der 
Quadratmeter Nutzfläche mit einem Satz von 40 Cent doppelt so hoch wie für Wohnflä-
chen angesetzt wird. Beim Bodensteuermodell ist in der Tendenz zu erwarten, dass das 
Steueraufkommen aus den Geschäftsgrundstücken geringfügig zurückgeht, da die Boden-
werte für Gewerbeflächen in einer Kommune in der Regel weniger als die Hälfte der 
Bodenwerte für Wohnen ausmachen. Eine flächendeckende Entlastung von Unternehmen 
ist jedoch aufgrund der großen Streuung der Grundstückseigenschaften nicht zu erwar-
ten. Beim wertabhängigen Modell sind Effekte unklar, weil belastbare Zahlen fehlen, wie 
sich die Bewertung der Grundstücke nach dem neuen vereinfachten Sachwertverfahren in 
Relation zur aktuellen Bewertung verhält.  

5 Schlussfolgerungen 

Die beschlossene Reform der Grundsteuer und das damit verbundene wertbasierte Bewer-
tungskonzept hat eine Reihe von Nachteilen, wie beispielsweise der hohe Verwaltungsauf-
wand oder Fehlanreize zur effizienten Nutzung der Grundstücke. Die Politik hatte offen-
sichtlich angestrebt, einen Kompromiss zu finden, bei dem es zu möglichst geringen Ver-
änderungen kommt und kein Land substanzielle Nachteile erhalten muss. Maßstab dafür 
war zwangsläufig der Status quo. Dieser ist jedoch von einer Vielzahl von Verzerrungen 
und Ungereimtheiten gekennzeichnet, was letztendlich ja auch dazu geführt hat, dass die 
Grundsteuer nicht mehr verfassungskonform ist. Die bestehenden Verzerrungen werden 
nun nicht behoben, sondern mit neuen Problemen bei der Gebäudebewertung versehen. 
Angesichts des enormen Bewertungsaufwands und der weiter zunehmenden Komplexität 
und Bürokratie wurde damit die Chance für eine grundlegende Reform nicht genutzt. Zu-
dem werden Wohngrundstücke in guten Lagen systematisch unterbewertet, Wohngrund-
stücke in einfachen Lagen hingegen überbewertet. Wie der Beitrag zeigt ist das wertunab-
hängige Modell – welches Bayern einführen möchte – zwar einfacher, aber aufgrund der 
zu starken Pauschalierung keine Alternative für eine gleichheitsgerechte Besteuerung. Zu-
dem werden unbebaute Grundstücke entlastet, was Spekulationen und Hortungen stärker 
belohnt, anstatt sie zu bestrafen.  

Die Grundsteuer C („Baulandsteuer“), die ab dem Jahr 2025 von den Kommunen erhoben 
werden darf, kann dieses Problem zwar abmildern aber nicht grundlegend auflösen. Zwar 
kann diese Option tatsächlich helfen, Bauland zu mobilisieren, insbesondere dann, wenn 
die Gebäudekomponente bei der Bemessungsgrundlage eine große Rolle spielt. Das Ziel 
der nächsten Grundsteuerreform sollte aber sein, eine insgesamt effiziente Grundsteuer 
zu etablieren, die mit geringem Verwaltungsaufwand einhergeht. Eine Baulandsteuer führt 
jedoch zu einem erhöhten Aufwand für die Verwaltungen, die feststellen müssen, ob ein 
Grundstück baureif und unbebaut ist. Zudem müssen sich Kommunen mit der Festlegung 
von Hebesätzen für unbebaute baureife Grundstücke befassen, was politische Kräfte 
bindet. Insgesamt wird hierdurch die Grundsteuer komplizierter. Bis zur Umsetzung der 
Reform im Jahr 2025 könnte die Grundsteuer C jedoch durchaus sinnvoll sein, um in 
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Regionen mit Wohnungsknappheit unbebaute Flächen zu aktivieren. Dies ist nach dem 
jetzt beschlossenen Gesetzespaket nicht möglich, sollte aber überdacht werden.  

Wie der Beitrag zeigt, besteht mit der Bodenwertsteuer ein insgesamt vorzugswürdiger 
Ansatz, der schnell und unbürokratisch umgesetzt werden könnte. Eine Bodenwertsteuer 
hätte den Vorteil, dass dann Investitionen in den Gebäudebestand nicht mehr belastet 
werden und Baulücken hoch besteuert werden, ohne dass hierfür ein eigener Ansatz wie 
die Grundsteuer C erforderlich ist. Durch die Bodenwertsteuer werden Mehrfamilienhäuser 
insgesamt eine Entlastung erfahren, während Ein- und Zweifamilienhäuser insbesondere 
in hochpreisigen Lagen stärker belastet werden. Dies kann dazu beitragen, dass Eigentü-
mer Überlegungen für Modernisierungsinvestitionen oder mögliche Aus- und Anbauten 
anstellen, so dass ihr Grundstück effizienter genutzt wird. Wenn die Kommunen bei der 
Anpassung ihrer Hebesätze so vorgehen, dass ihr Aufkommen nicht steigt, werden die 
Steuerbelastungen für die Gebäudeeigentümer im Vergleich zum Status quo auch bei der 
Bodenwertsteuer überschaubar bleiben. Positiv ist daher die Einigung der Landesregie-
rung in Baden-Württemberg zu sehen, die ein modifiziertes Bodenwertmodell entwickeln 
will, bei der eine reine Bodenbesteuerung mit der Möglichkeit für Kommunen versehen 
werden soll, unterschiedliche Hebesätze etwa für Wohnflächen und für Gewerbeflächen 
festzulegen (Initiative „Grundsteuer: Zeitgemäß!“ 2020).  
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